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Vorkündct am Beklagter und Revi.s ions l:läbcr‚
260 August 4965

g e g e n

Klägerin und Revisionsbcklngte‚

hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 260 August 1965 durch

Senatspräsident Dr„ W e 1 B ,
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Bundesrichtc S c h i n d l e r 7

g h a u s undLundcssozialrichtcr J e l l i n
Bundessoz inlrichter R c i s

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

La:1ccssoz iali£richts Nordrhein—\lestfulen vom 45„

Mai ”962 xvird zu ückgewies cno
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:: (Mo) war bei
der Klägerin, der Ruhrknappschaft, gegen Krankheit versi—

Der Versorgungsberechtigte Johann Mr■ü

ehert° Aus Anlaß einer Heilbehandlung des Mo vom 2260 April

bis 9° Mai 1954 entstanden der Klägerin Kosteno Ma bean—
tragte am 26° April 1954, dem ersten Tage seiner Arbeits—

unfähigkeit, bei der Ruhrknappschaft Steekschuß in der lin—

ken Gesä■hälfte als Schädigung im Sinne des Dundeoversor—

gungsgesetzes (BVG) anzuerkennen und ihm Heilbehandlung und
‚Rente zu gewähren„ Der Antrag ging am 280 April 1954 beim

Versorbungsemt (VersorgA) ein„ Im August 1954 ersuchte das

VereorgA die Amtsverwaltung Pelkum, einen formularmäßigen

Antrag von Mo aufzunehmen und ihn zu veranlassen, Zeugen

über den Hergang der Verletzung zu benennen„ Am 18° Oktober

1954 teilte das Amt mit, Mo sei der letzten Vorladung ge-

Iolgt und erkläre nunmehr, daß er seinen Antrag auf Ver—

sorgung nach dem BVG zurückziehec Er betrachte die Ange—

1050nheit als erledigt„ Die Versorgungsbehörde behandelte

hierauf den Antrag als zurückgenommen° Auf Veranlassung '

der Klägerin reichte Mo unter dem 80 Dezember 1955 ein

Schreiben ein, mit dem er erneut Versorgung beantragte und

hervorhob, daß er seinen am 260 April 1954 gestellten Antrag

auf Anerkennung seines Leidens aufrechterhalte und sein

Schreiben vom 180 Oktober 1954 als gestandslos betrachteo

Mit Bescheid vom 290 Dezember 1956 lehnte das VersorgA den

Antrag auf Rente wegen Fristversäumnis nach 55 56, 5? BVG

und auch deshalb ab, weil der Grad der Minderung der Er—

werbsfähigkeit (MdB) eine Rente nicht rechtfertigeo Es

erkannte Infenteriegeschoß im Bereich der linken Hüfte als

Schädigung im Sinne des 5 1 BVGund das Recht auf Heilbe—
handlung unter den Voraussetzungen des 5 10 Abso 2 BVG ano
Die Klägerin bezifferte am 150 Februar 1957 ihren Ersatz—

ancprueh gegen den Beklagten mit 1C4‚61 DM„ Der AnSpruch wur—

de am 180 November 1957 abgelehnt, weil die Heilbehandlung

vor dem zweiten Antrag vom Dezember 1955 durchgeführt werden
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sei° Das Sozialgericht (SG) verurteilte den Beklagten‚

der Klägerin Ersatz für die durch Gewährung von Heilbe—

handlung, Kr onkeng*eld und Hausgcld in der Zeit vom
26„ April bis 90 Mai 195% entstandenen erstattungsfähi—

gen Kosten zu geuähren und ließ die Berufung zuo Das

Landesso wialgericht (LSG) hörte M als Zeugeno Es wies

mit Urteil vom 150 Mai 1962 die Berufung des Beklagten

Zurück und ließ die Revision zuo Der Beklagte habe der
_Klä5erin}dem Grunde nach die Aufwendungen zu rsetsen,

die sie anläßlich der Erkrankung des M° vom 260 April

>4954 bis 9° Mai i95#.geleistet habe° Zu Unrecht folgere

der Belclagte aus % 49 Abs" 1 Satz 2 Ha].bsatz ? BVG, daß
die Krankenkasse nur für solche Heilbehandlungen Ersatz

verlangen könne, die nach der bescheidmäßigen Anerken—

nung der ocn„e“gunf durchgeführt v.erden° Die Anerkennung

sei lediglich ein Eri'ordernis iür die Ge tendmachung des

Ersatzans pruchs, es komme nicht darauf an, ob die Aner—

kennung vor oder nach der Heilbehandlung erfolgt seio

Die_Anerkennung müsse nur im Zeitpunkt der G ltendma—

chung des Ersatzanspruchs vorliegen() Die von dem Le—

klagten v
rtretene Auslegung müsse zur Folge haben, daß

der oft vom Zufall abhängige Zeitpunkt der.Anerkennung

zur Vorauss tzung für den Ersatzanspruch erhoben würde

und di ser Zuiall vom Schuldn r;esteuert weruen könn—‚

teo Im übrigen sei bekannt, daß eine Anerkennung,
so—

fern sie noch nicht vorliege, während einer Heilbehand—

'lung selten sei° Aus durchaus sachlichen Gründen erfolge-

in vieclan Fallen cie Anerkennung nach dem Abschluß

der Heilbehandlung, nämlich dann, \.fenn ers t aufgrund

‘der ärztlichen Unt erla€en über die Heilbeha ndlung die

Frage beantwortet verden könnc‚ ob die Erkrankung Schä—

digungsi‘olL e sei, oder v:enn die Heilbehandlung zur Be—

seitigung der Erkrankung geführt habea Allerdings könne

Ersatz iür eine vor der Anmeldung des Versor gungsen—
spruchs geleistete Heilbehandlung nicht verlangt werden°

M„ habe den erstmals am 260 April 4954 gestellten Ver sor-

gungsantrag niemals zurückgenbmmen„ Das ergebe sich aus
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seiner Aussage° Bei Beachtung der notwendigen Sorgfalt hät—

ten seine Äußerungen gegenüber dem Amt Pelkum nicht im Sinne
einer Rücknahme des Versorgungsantrages verstanden werden

können° Der Senat habe sich bei der Vernehmung des Mo, einem
Wolh;nien—Deütsehen, davon überzeugt, daß ihm die deutsche

Sprache in Wort und Sinn noch nicht voll verständlich seio

Zur Zeit der Anhörung vor dem Amt Pelkum 1954 seien die Ver—

ständigungsschwierigkeiten sicher noch größer geweseno Die

w1irkliche Erklärung des Mo, er halte die Sache für erledigt,

hätte das Amt Pelkum, das zur Entgegennahme der Rücknahmeer—

klärung nicht beauftragt gewesen sei, dahin verstehen müssen,

daß der dem Amt erteilte Auftrag hinfüllig geworden seia

Auch das von der Klägerin aufgesetzte Schreiben vom 80 De—

zember 1955 spreche nicht für die Annahme, M, habe den An—

rag zurücknehmen wollen° Er sei von einem Bediensteten der

hlügerin in einer nicht der wirklichen Rechtslage entspre—

chenden Weise darüber belehrt werden, daß er seinen ersten

Antrag zurückgenommen habec Da sich Mo diese Aufias ung erst-

nachträglieh zu eigen gemacht habe, könne das Schreiben

von 8° Dezember 4955 nicht zur Auslegung der Erklärung vom

iS, Oktober ‚954 herangezogen werden„ Der Beklagte sei des—

halb mit Recht dem Grunde nach zu der beanspruchten Ersatz—

leistung verurteilt wer den,

‚5 GCr_cht sverf ssungsge eset: s (GVG) i„Vomo @ 202 SGGo
ichlic—srecht lich habe das LSG @ 49 BVG ioVomo @ 40 BVG

vorkannto Mit seinen Ausführungen darüber, daß bekannt sei,

e
128, 75 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) und des % 485

e
a

eine Leidens anerkennung während einer Heilceha ndlung sei

selten, habe sich das LSG auf eine gerichtsbekannte Tatsa—

che berufen, ohne anzugeben, woher es diese Kenntnis habe,

wozu es verpflichtet gewesen sei„ Bei der vorha ltnismaßig

geringen Zahl von Streitigkeiten über die Gewährung von
Heilbehandlung habe dem LSG die erforderliche Beurteilunge—

möglichkeit gefehlt, Anerkennungen während der Heilbehand—

lung seien im übrigen keineswegs selteno Wenn dem M„, wie das

LSG ausgeführt habe, die deutsche Sprache in Wort und
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Schrift nicht voll verständlich sei, so hätte das LSG

nach S 185 GVG i‚V‚mc @ 202 SGG einen Dolmetscher zu—
ziehen m ssen, weil sonst keine Gewähr für eine einwand—

ndibung bestanden hätte° Das LSG hätte auch\freie Verstä

die Eeiladung des M(’ nicht ablehnen dürfen, weil es sich

um einen Fall der notwendigen Beiladung gehandelt habca

Die Verfrage, ob M, Heilbehandlung beanspruchen konnte,

sei so wesentlich für den Erstattungsanspruch, "aß beide

Ansprüche iur einheitlich festgctellt werden konntena

Wenn man die Vera ssetzungen einer notwendigen Eeiladung

verneine, so habe das LSG doch ermcssensfehlerhaft die

Eeiladung abgelehnt und dadurch @ 75 SGG verletzte

1 ,5 19 BVG billige den Krankenkassen einen Ersatzanspruch

nur zu, wenn die Krankenkassen nicht nur nach den Vor—

schriften dieses Gesetzes verpflichtet seien, Heilbehand—

lung mu gewährcna Damit sei zum Ausdruck gebracht, daß

ein 1rsatzansprueh nur bestehe, wenn der Behandlungsbc—

dürftige aus dem Sozialversicherungs— und dem Versorgungs—

ver1ültnis Ans*rüche herleiten könne° @ 19 BVG könne aus

seinem Zusammenhang mit 5 10 BVG nicht gelöst werden„ Das

LSG habe dies nicht beachtet und damit verkannt, daß nach

5 10 BVG vor der Anerkennung ein Rcchtsanspruch auf Heil—

behandlung richt besteheo Da hier die Heilbehandlung vor

der Anerkennung der Schädigungsfelge durchgeführt werden

sei, sei nur eine Kannleistung nach 5 10 Abso 3 BVG in
Betracht gekommen, die aber nicht bewilligt werden seio

% 19 Abs° 1 BVG sei als Ausnahme— und Übergangsverschrift

einer extensiven Interpretation nicht zugänglich„ Der

Brsatzansprueh sei dem Grunde nach dahin beschränkt, daß

er nicht für Behandlungen zuerkannt werde, die vor der

Anerkennung des Behandlungsleidens und nach dem Ablauf

der in 5 19 Abso 1 Satz 1 BVG vorgesehenen Frist erfolge°
Ausnahmen bestünden nur für die während der Anerkennung

„lau1enden Heilbehandlungsfälleo Der Beklagte beantragt,
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die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein—West—

falen vom 450 Mai 4962 und des Sozialgerichts Dortmund

vom 90 Dezember 4958 abzuändern und die Klage abzu—

weisen„

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

@ 40 BVG, der den Anspruch des Versorgungsberechtigten be—

treffe, stehe in keinem Zusammenhang mit dem Ersatzanspruch

der Krankenkassen nach 5 49 BVG, Im übrigen hält die Klä—

gerin das angefochtene Urteil für zutreffend und die Ver—

fahrensrügen der Revision für unbegründeto

Die durch Zulassung statthafte Revision (@ 462 Abso 4 Nra 4
SGG) ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet

werden (€@ 464, 466 SGG) und daher zulässige Sachlich ist
sie nicht begründet°

Die Verfahrensrügen greifen nicht durch, Das LSG hat die

Richtigkeit der von ihm vertretenen Auslegung des % 49

Abs" 4 Satz 2 Halbsatz 2 BVG ua auf die Erwägung gestützt,

es sei bekannt, daß eine Anerkennung, sofern diese noch

nicht vorliege, während einer Heilbehandlung selten seio

Diese Ausführungen lassen eine Verletzung des 5 428 SGG

oder‚einen anderen wesentlichen Verfahrensmangel nicht er—

kennen, auch dann nicht, wenn mit der Revision unterstellt

wird, das LSG habe diese Frage aus seiner amtlichen Tätig—

keit nicht zuverlässig beurteilen können° In diesem Falle

wäre dem Gericht nicht etwa bei der Unterordnung des Sach—

verhalts unter das Gesetz aufgrund fehlerhafter, insbe—

sondere unvollständiger Beurteilung der anspruchsbegründen—

den Tatsachen oder durch sonstige Nichtberücksiehtigung

des Gesamtergebnisses des Verfahrens ein Fehler unterlau—

fen, der nach 5 428 SGG gerügt werden könntea Das LSG hat
lediglich versucht, das von ihm durch Auslegung des 5 49

BVG 50f*ndene Ergebnis mit den aus der richterliehen Er—

fahrung gewonnenen Einsichten in Einklang zu bringen„ Er—

r)
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wägungdn dieser Art gehören nicht zur Feststellung des
Sachverhalts und können darum eine Verletzung des 5 128

SGG nicht begründen„ Auch bedürfen Tatsachen, die bei dem

Gericht offenkundig sind, nach 5 202 SGGi„V„mo @291

der Zivilprose■ordnung (ZFO) keines Beweises (BSG 9,

209, 215), Zu ihnen gehört zwar nicht das private Wissen

des Richt rs, wohl aber ein Umstand, der ihm kraf‘ seines

Amtes beranntgeworden ista Einer genaueren Angabe der Er—

kenntnisquelle bedurfte es dabei nicht, zumal die amtliche

Kenntnis dem Zusammenhang entnommen werden konnte, was

auch der Beklagte nicht verkennto Das BSG hat zwar ausge—
sprechen, daß den Beteilinten Gelegenheit gegeben werden

müsse, sich auch zu Tatsachen zu äußern, die als gerichte—

kundig‘angesehen werden (BSG in SosR Nr„ 70 zu 5 128 SGG)„

Eine Verletzung des rechtlichen Gehörs kommt aber bei Er—

wägunLcn, die wie hier nicht die Feststellung des Sachver—

halts sondern nur die Auslegung einer Norm betreffen, nicht

in betrachte Im übrigen konnte das LSG aus den zahlreichen

bei ihm enhängig gewordenen Verfahren — nicht nur in den

Fällen, in denen der Anspruch auf Heilbehandlung streitig

war — s° B, aus Beiakten den Eindruck gewonnen haben, daß

Anerkennungen während des Heilverfahrens selten seieno

Auch die Rüge, das LSG hätte nach 5 64 Abs° ? SGGi„V„ma
@ 185 GVG einen Dolmetscher zusiehen müssen, geht fehl°

Der Beklagte hat ausdrücklich erklärt, er habe nicht die

Behauptung aufgestellt, eine Verständigung mit den Zeugen

Mo sei nicht möglich gewesen; er wolle nur geltend machen,

es bestehe kein“ Gewähr dafür,daß eine einwandfreie Ver—

‚stündi5ung möglich gewesen seio Der Hinweis des LSG daraui,

daß dem Zeugen M, die deutsche Sprache in Wort und Sinn

noch hcute”nicht voll“ vers*ändlich sei, bedeutet nicht,

daß das ISG„ das in der Lage war, auf die Sprachschwierig—

keiten des M, Rücksicht zu nehmen, sich mit ihm nicht ver—
ständigen konnteo Es sollte nur zum Ausdruck gebracht

werden, daß der Zeuge die deutsche Sprache nicht so be—

herrscht wie Jemand, der sie als Muttersprache sprichto
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und daß er darum eher der Gefahr auSgesetzt ist, nicht

deutlich zu verstehen oder mißverstanden zu werdeno Das

LSG hat sich aber erkennbar davon überzeugt, daß eine

für die Vernehmung ausreichende Verständigung mit Mo

möglich waro Mo hat auch die ihm vorgelesene Aussage

genehmigto Daraus, daß Ma die deutsche Sprache nicht voll

beherrschte, ergab sich noch nicht die Verpflichtung,

einen Dolmetscher zuzuzieheno In solchen Fällen bleibt

die Entscheidung über die Zuziehung eines Dolmetschersi

dem pflichtgemäßen, im Revisionsverfehren nicht nachprüf—

baren Ermessen des Gerichts überlassen (vglo aumbach/

Lauterbach ZPO 26„ Auflo„g 185 GVG, Anno 1 unter Hin—

weis auf RG in J■ 94, 5405 vgl° insbesondere auch BGH
NJW 1955, ’1’11L)„

Das LSG konnte auch ohne Verletzung des 5 75 SGG von einer

Beiladung des Mo abseheno Aus den Akten ist nicht ersicht—

lich, daß der Beklagte einen Beiladungsantrag gestellt

hat" Das LSG hat somit einen BOiladungsantrag nicht abge—

lehnt„ Die Voraussetzungen einer notnendigcn Beiladung

‘nach 5 75 Abs„ 2 SGG waren nicht gegeben; insbesondere

ist M, an dem Rechtsverhältnis nicht im Sinne des 5 75
Abs° 2 SGG derart beteiligt,daß die Entscheidung auch ihm

gegenüber nur einheitlich ergehen konnteo Der Ersatzan—

spruch nach % 19 BVG ist auf ein anderes Ziel geriChtet

als der Anspruch des Versorgunésberechtigten auf Heil;
behändluhgund lediglich von.den in 9 19 BVG bestimmten

V ra‘ss tzungen abhängige Im übrigen schied eine notwen—

dige Beiladung schon deshalb aus, weil über den versor—
gungsrechtlichen Anspruch des M„ bereits durch den unen—
iechtbar gewordenen Bescheid vom 290 Dezember 4956 ent—

scnieden werden war0 Das LSG konnte auch nach pflichtge-

C
O

)

\“
!

\.nmäßem Ermessen von einer Beiladung des Mo gemäß

Abs(} 4 SGG abseheno Eine Überschreitrnu cicscs Ermesscns

nicht einmal erkennbar, daß die vor der Ermessensentcchei—
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dung zu prüfende Voraussetzung des 5 75 Abs° 1 BVG erfüllt

war, daß “berechtigte Interessen“ des M° durch die Entschei—

dung (noch) berührt wurden° Die vom Beklagten gerügten Ver—

fahrensmängel lieben somit nicht vor„

Die Revision ist auch, soweit sie auf Verletzung materiellen

Rechts, nämlich des 5 19 BVG gestützt ist, nicht begründet„

Gemäß @ 19 Abs„ 1 Satz 1 BVG iodoFo vom 7„ August 1955

(BGBl I, 866) wird den Krankenkassen, die nicht nur nach den

Vorschriften dieses Gesetzes verpflichtet sind, Heilbehand—

lung usw, zu gewähren, für ihre Aufwendungen für die Dauer

von fünf Jahren — ach @ 19 BVG i‚d„Fo vom 60 Juni 1956

(BGBl I, 469) von 8 Jahren % nach Inkrafttreten des BVG

Ersatz geleistet, Nach @ 19 lbs° 1 Satz 2 BVG wird der
E‘3atz gewährt, nenn der Zusammenhang der Krankheit mit ei—

ner Sehädigung anerkannt ist; wird dieser Zusammenhang erst

während der Heilbehendlung anerkannt, so wird der Ersatz

frühestens von der Anmeldung des Versorgungsanspruchs an,

Jedcch nicht für eine vor Inkrafttreten des BVG liegende

Zeit geleistete Da @19 BVGbis zum Inkrafttreten des Er—
sten Neuordnungsgesetzes (1o KOG) vom 27„Juni 1960 (BGBl I,
455) am 10 Juni 1960 keine Änderung mehr erfahren hat, kann
dahingestellt bleiben, ob der Ersatzanspruch nach dem Recht

zu beurteilen ist, das zur Zeit der Heilbehandlung (April/Mai

1954), der Anerkennung der Schädigungsfolge (Dezember 1956)

oder der Geltendmachung des Ersatzanspruches (1957) galto
Nach den tatsächlichen Feststellungen des LSG, die insoweit

von der Revision nicht bzwo nicht mit Erfolg angegriffen

und darum der Entscheidung zugrunde zu legen sind (@ 163
SGG), hat Mo den Versorgungsantrag am 265 April 1954 ge—
stellt und nicht zurückgenommen" Das LSG hat den Ersatzan—

spruch dem Grunde nach be3ahto Der Auffassung des Beklagten,

die Krankenkasse habe für eine v r Anerkennung der Schädi—

gungsfolge durchgeführte Heilbehandlung keinen Ersatz—

anspruch, sofern eine Kannlcistung nach 5 10 Abso 5 BVG

nicht bewilligt werden sei, kann nicht zugestimmt werdena

Zu Unrecht beruft sich der Beklagte insoweit auf die For—

mulierung des Gesetzes in S 19 BVG: ”‚„„ sind die Kranken—
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kassen nicht nur nach den Vorschriften dieses Gesetzes

verpfliChtet, Heilbehandlung 000 zu gewähren"° Hierbei

wird übersehen, daß 5 19 BVG den Ersatzanspruch der

Krankenkassen unabhängig von dem Versorgungsanspruch der

bei ihnen versicherten Mitglieder regelt, soweit nicht in

% 19 BVG selbst, insbesondere in 5 19 Abs° 1 Satz 2 BVG
die Anerkennung des Versorgungsanspruches oder andere Mo—

dalitäten dieses Rechtsverhältnisses als anspruchsbegrün—

dende Voraussetzungen für die Geltendmachung des Ersatz?

anspruches gefordert sindo % 19'Abso 1 Satz 1 BVG geht
nicht von dem Versorgungsanspruch des Berechtigten, sondern

von der allgemeinen versorgungsrechtlichen Verpflichtung

der Krankenkassen aus, die Heilbehandlung durchzuführeno

Daher ist es für die Anwendung des 5 19 BVG unerheblich,

daß nach 5 10 Abs" 1 BVG vor Anerkennung der Schädigungsfol—
gen ein Anspruch auf Heilbehandlung nicht besteht„ Die in

$ 19 Abs° 1 Satz 1 BVG enthaltene Regelung greift nicht auf

% 10 BVG sondern auf % 14 Abs° 2 BVG zurück, wo ua be—

stimmt ist, daß der zuständigen Krankenkasse die Durchfüh—

rung der Heilbehandlung auch dann obliegt, wenn ihre Lei—

stungspflicht nach Gesetz oder Satzung erschöpft isto

% 19 Abs. 1 Satz 1 BVG betrifft im Gegensatz zu 5 20 den
Ersatzanspruch der K 380, die neben ihre; auf anderen
Gesetzen beruhenden Verpflichtung auch nach dem BVG

Heilbehandlung gewährt hat„ Erst in den nachfolgenden

Bestimmungen des 5 19 ist geregelt, unter welchen Vor—

aussetzungen und in welchem Umfang der Ersatzanspruch

geltend gemacht werden kann, wenn die Heilbehandlung er—

folgt ist° Deshalb kann aus 5 19 Abs„ 1 Satz 1 BVG auch
nichts für eine Begrenzung des Ersatzanspruchs und seine

Abhängigkeit von dem Versorgungsanspruch des Berechtig—

ten gefolgert werden° Auch die aus % 19 Absi 1 Satz 2
BVG von dem Beklagten gezogene Schlußfolgerung läßt sich

bei sachgemäßcr Auslegung des Gesetzes nicht halteno Nach

dieser Auffassung soll grundsätzlich nur Ersatz für die

Kosten der Heilbehandlung gewährt werden können, die nach

_ qq _
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der Anerkennung durchgeführt werden ist° Nur als Ausnah—r

me von dieser Regel habe das Gesetz den Ersatz der Kosten

dann zugelassen, wenn der Zusammenhang der Krankheit mit

der Schädigung noch während der Heilbehandlung anerkannt

werden sei; nur in diesem Falle werde der Ersatz frühe—

ste ns von der Anmeldung des Versorgungsanspruchs an gelei—

steto Damit habe das Gesetz einen Ersatzanspruch für eine

vor der Anerkennung abgeschlossene Heilbehandluhg nicht

zugebilliggto Diese Auslegung wird dem Sinn der Vor—

schrift nicht gerecht und führt deshalb zu Ergebnissen,

die nicht gewollt sein könneno Nach 5 19 Abso 4 Satz 2
BVG wird der Ersatz gewährt, wenn der Zusammenhang der

Krankheit mit einer Schädigung anerkannt ist„ Der mit

wenn eingeleitete Naehsatz gibt als Bedingungssatz eine

Vora*s tzung für die Entstehung des Lrsatzans' pruches

an°

Zugleich
stellt diese Vorschrift eine zeitliche Be—

ziehung her, aber nicht zur Durchführung der Heilbehand—

lung sondern zu dem nächstmöglichen Zeitpunkt, von dem

an der Lrsatzanspruch gewährt werden kann„ Die Vorschrift
hatte daher auch lauten können: ”sobald” der Zusammenhang

anerkannt ist° Erst der nachfolgende Halbsatz (% 19 Abs„■
Satz 2 Halbsatz 2 BVG) gibt Aufschluß darüber, aa nn die

Rehandlung stattge unden haben muß, um einen E‘satzah—

spruch auslösen zu können„ Insoweit ist bestimmt, daß,

\enn der Zusammenhang erst Wa'hrend der Heilbehandlung

anerkannt ist, der Lrsatz frühes tens von der Anmeldung

des Vers orbungs ahspruchs geleistet wirdo Das Gesetz hat

damit klarstellen wollen, daß eine Durchführung der

Heilbehandlung vor Anerkennung des Zusammenhangs dem

hostenersatz nicht entgegensteht, daß aber in diesem

Fall nur Ersatz für die erst nach der Anmeldung des

Vers rgungsanspruehs entstandenen Kosten ge„ährt werden

kann„ Dieser Gedanke ist im wort aut des Gesetzes nur
durch Anführung eines Beispiels und damit nicht erschöp—

fend z m Ausd uck gekommen° Dabei handelt es sich aber

nur um eine redaktionelle Ungenauigkeito Es wurde aus-
drücklich nur auf den Fall Bezug genommen, in dem die An—

/ | m |
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erkennung noch während des Heilverfahrens erfolgt ist; damit

sollte aber der Fall, daß die Heilbehandlung bei der Aner—

kennung bereits abgeschlossen war, nicht ausgeschlossen wer—

den‘, Das ergibt sich bei verständiger Auslegung schon aus

dem Nachsatz, der darauf abstellt, daß der Zeitpunkt der An—

meldung des Versorgungsanspruchs bzwo das Inkrafttreten des

BVGmaßgebend sein soll, Mit dem Zweck des 5 49 BVG, den
Krankenkassen einen angemessenen Ausgleich für die Behandlung

der bei ihnen versicherten und Zugleich als Versorgungsbe—

rcchtigte anerkannten Mitglieder zu gewähren, ist nur diese

Auslegung vereinbar„ Die von dem Beklagten vertretene Auffas—

sung müßte dem Gesetzgeber unterstellcn, daß er eine willv

kürliche Beeinträchtigung der berechtigten Inter seen der

Krankenkassen in Kauf genommen habe" Mit Recht hat das LSG

darauf hingewiesen, daß bei dieser Auslegung die Versorgungs—

bchörde in der Lage wäre, durch Hinausschieben der Anerkennung

die Entscheidung des Ersatzanspruches überhaupt zu verhin—

dern° Das Berufungsgericht hat an dem von ihm angegebenen

Beispiel aufgezeigt, zu welchen sachwidrigen Ergebnissen

die Auffassung des Beklagten führen müßte: Für ein am 1„ Ja—

nuar 1951 angemeldetes, am41o Januar 1955 anerkanntes Ver—

sorgungsleiden könnten nur die von diesem Zeitpunkt an ent—

standenen Kosten ersetzt werden, während die Kosten für ein

erst später anerkanntes Versorgungsleiden ab 10 Januar 1951

zu ersetzen wären, wenn es noch während der Heilbehandlung

anerkannt aurde; die Anmeldung des Versorgungsanspruchs deckt

nämlich nach der hier in Betracht kommenden Fassung des 5 19

Abs() 1 BVG auch die Spätfolgen (vglo Wilke, BVG, Komma 10

Aufl„, @ 19 Anm II; BMA Hdschro vom 210 Oktober 1958, BVBl

1958 S0 152 Nro‘95; anders aufgrund der späteren Gesetzes—

'änderungen nun Wilke aaO„ 20 Auflo, 5 19 BVG Anm° IV)o Im
Ergebnis müssen sich die Krankenkassen vor Einleitung des

Heilverfahrens nur vergewissern, ob der Versorgungsanspruch

angemeldet ist, bzwo gleichzeitig angemeldet wirdo W»rden die

Sehädigungsfolgen danach anerkannt, entsteht auch der Ersatz—

ansprucho Da das Gesetz nicht einmal andeutungsweise erkennen

läßt, daß es den Ersatzanspruch von der Dauer der Heilbehand—
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lung oder des Verwaltungsverfahrens abhängig gemacht wissen

will, ist % 19 Abs„ 1 Satz 2 Halbsatz 2 BVG dahin zu ver—
.,

stehen, daß der irsatz frühestens von der Anmeldung des Ver—

sorgungsonspruchs an geleistet wird und daß es nicht darauf

ankcmnt, ob der Versorgungsanspruch noch während oder or5'

nach Abschluß des Heilverfa-rons anerkannt wird (vgl° auch

Schicckel, BVG, Komma 20 Aufl° % 19 Anmo 5)o

Nach alledem hat das LSG mit Recht die Berufung des Beklag—

ten zurückgewiesen, weil der Ersatzansprueh der Klägerin

dem Grunde nach, und zwar für die Behandlung ab 260 April 4954
(vgl" 5 6 Abs° 2 Verwaltungsverfehrensgesetz) gerechtfer—

tigt into Die Revision war deshalb naeh 5 470 Abs„ 1
1

Satz 4 SGG als unbegründet zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs„ # SGG°
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